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1. Einleitung  

Ausgangspunkt dieses Sachstandes ist die Frage nach Programmen zur Unterstützung der Finan-
zierung von U-Bahnen bzw. deren Teilstücken. Dabei wird nach Mitteln zur Unterstützung des 
kommunalen Verkehrsausbaus einerseits und nach einer Übersicht über die Kosten pro Strecken-
kilometer im Vergleich zwischen U-Bahn, Bus und Straßenbahn gefragt. Hier wird eine Übersicht 
gegeben, die indes nicht alle Programme auf den unterschiedlichen föderalen Ebenen erfassen 
kann.  

Die Kosten des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) werden von verschiedenen Säulen ge-
tragen. Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) stellt dies in einer Grafik wie folgt 
dar: 1

ÖPNV-Finanzierung 

GVFG-Bundesprogramm 

Quelle  

Dabei gibt der VDV an, dass der ÖPNV einen durchschnittlichen Kostendeckungsgrad von 76 
Prozent erreicht.2 Die Gewährleistung des ÖPNV ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge.3 Dabei 
unterstützt auch der Bund die Finanzierung. Im Folgenden wird auf wesentliche gesetzliche 

1 VDV, Fördermittel für den öffentlichen Verkehr, Juli 2017, https://www.vdv.de/foerdermittel-fuer-den-oeffentli-
chen-verkehr.pdfx (letzter Abruf 1.10.2018) – Anlage 1.  

2 https://www.vdv.de/personenverkehr.aspx (letzer Abruf 2.10.2018).  

3 https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/oeffentlicher-personennahverkehr.html; https://difu.de/pub-
likationen/difu-berichte-12012/was-ist-eigentlich-oeffentliche-daseinsvorsorge.html (abgerufen am 24.9.2018). 
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Grundlagen für die Förderung durch den Bund wie auch auf weitere europäische und Bundes-
programme eingegangen. 

2. Nationale Gesetze zur Förderung des öffentlichen Personennahverkehrs  

2.1. Das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 

Das zentrale Regelungswerk ist das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG), d.h. das Ge-
setz über Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden.4

Laut § 1 GVFG gewährt der Bund den Ländern Finanzhilfen für Investitionen zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden. Die Länder können gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 2a GVFG den 
Bau oder Ausbau von Verkehrswegen der Straßenbahnen, Hoch- und Untergrundbahnen sowie 
Bahnen besonderer Bauart durch Zuwendungen aus den Finanzhilfen fördern.  

Zu den Einzelheiten der finanziellen Förderung des Bundes für kommunale Verkehrsprojekte im 
Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz-Bundesprogramms wird auf die hiesige Ar-
beit unterem dem gleichnamigen Titel vom 13. September 2016, Az.: WD 5 - 3000 - 072/16, ver-
wiesen (Anlage 2). 

Im Grundgesetz gibt es speziell zum Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz eine im Rahmen der 
Föderalismusreform I5 eingefügte Fortgeltungsanordnung, den Art. 125c Abs. 2 GG:  

„[…]Die im Bereich der Gemeindeverkehrsfinanzierung für die besonderen Programme 
nach § 6 Absatz 1 des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes sowie die mit dem Gesetz 
über Finanzhilfen des Bundes nach Artikel 104a Absatz 4 des Grundgesetzes an die Län-
der Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen sowie Schleswig-Hol-
stein für Seehäfen vom 20. Dezember 2001 nach Artikel 104a Absatz 4 in der bis zum 1. 
September 2006 geltenden Fassung geschaffenen Regelungen gelten bis zu ihrer Aufhe-
bung fort. Eine Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes durch Bundesge-
setz ist ab dem 1. Januar 2025 zulässig. Die sonstigen nach Artikel 104a Absatz 4 in der bis 
zum 1. September 2006 geltenden Fassung geschaffenen Regelungen gelten bis zum 31. 
Dezember 2019 fort, soweit nicht ein früherer Zeitpunkt für das Außerkrafttreten bestimmt 
ist oder wird.“ 

Die Mittel des Bundesprogramms nach § 6 Abs, 1 GFVG betragen jährlich 332,6 Millionen Euro.6

4 Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 1988 (BGBl. I S. 
100), zuletzt geändert durch Artikel 463 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474), 
https://www.gesetze-im-internet.de/gvfg/ (abgerufen am 24.9.2018). 

5 Klein, in: Maunz/Dürig/Klein, 83. EL April 2018, GG Art. 125c, Rn. 12; Seiler, in: BeckOK, 38. Ed. Stand: 
15.8.2018, GG Art. 125c, Rn. 4. 

6 https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/oeffentlicher-personennahverkehr.html (letzter Abruf 
2.10.2018).  
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2.2. Das Entflechtungsgesetz 

In § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Entflechtung von Gemeinschaftsaufgaben und Finanzhilfen, dem 
so genannten Entflechtungsgesetz – EntflechtG7 – ist geregelt, dass mit der Beendigung der Fi-
nanzhilfen des Bundes für „Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemein-
den“ den Ländern ab dem 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2019 jährlich ein Betrag von 
1 335,5 Millionen Euro aus dem Haushalt des Bundes zur Verfügung steht (§ 3 Abs. 1 Ent-
flechtG). Der Bund führt zudem im Rahmen seiner Zuständigkeit die besonderen Programme 
nach § 6 Absatz 1 und § 10 Absatz 2 Satz 1 und 3 des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
fort.  

2.3. Das Regionalisierungsgesetz  

Nach dem Regionalisierungsgesetz8 erhalten die Länder für den ÖPNV Mittel aus dem Steuerauf-
kommen des Bundes. Für das Jahr 2016 waren 8 Milliarden festgesetzt, ab 2017 werden die Mit-
tel bis 20131 mit jährlich 1,8% dynamisiert (§ 5 Regionalisierungsgesetz). Anlage 1 des Regiona-
lisierungsgesetzes legt die Verteilung auf die Bundesländer fest.  

3. Welche Programme und Mittel gibt es zur Unterstützung des kommunalen Verkehrsaus-
baus? 

3.1. Einzelne Förderprogramme 

3.1.1. Europäische Förderung  

Grundsätzlich in den Blick zu nehmen ist das EFRE-Bundesprogramm Verkehrsinfrastruktur, ein 
aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 9 finanziertes Programm, das In-
vestitionen im Bereich der Bundesverkehrswege fördert, die im deutschen Konvergenz-Gebiet lie-
gen.10 Für die Förderperiode 2014-2020 wurde laut Bundesministerium für Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur zwischen Bund und Ländern im Einvernehmen festgelegt, 
kein vom Bund verwaltetes EFRE-Förderprogramm für Bundesverkehrswege durchzuführen.11

7 Entflechtungsgesetz vom 5. September 2006 (BGBl. I S. 2098, 2102), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 1. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2755), https://www.gesetze-im-internet.de/ent-
flechtg/BJNR210200006.html (abgerufen am 24.9.2018). 

8 Gesetz zur Regionalisierung des öffentlichen Personennahverkehrs (Regionalisierungsgesetz - RegG) vom 27. 
Dezember 1993, BGBl. I S. 2378, zuletzt geändert durch Art. 19 Abs. 23 Bundesteilhabegesetz vom 23. 12. 2016 
(BGBl.  I S. 3234).

9 http://ec.europa.eu/regional_policy/de/funding/erdf/ (abgerufen am 25.9.2018). 

10 https://www.bmvi.de/DE/Themen/Mobilitaet/Europaeische-Verkehrspolitik/EFRE-Bundesprogramm-Verkehrs-
infrastruktur/efre-bundesprogramm-verkehrsinfrastruktur.html (abgerufen am 25.9.2018). 

11 https://www.bmvi.de/DE/Themen/Mobilitaet/Europaeische-Verkehrspolitik/EFRE-Bundesprogramm-Verkehrs-
infrastruktur/efre-bundesprogramm-verkehrsinfrastruktur.html (abgerufen am 25.9.2018). 
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Für die Einzelheiten der Europäischen Förderung wird auf die Publikation des VDV „Fördermit-
tel für den öffentlichen Verkehr“ und das Kapitel „Europäische Förderinstrumente“ hingewiesen. 
Dort findet sich auch eine tabellarische Darstellung der Aufteilung der Mittel aus den europäi-
schen Strukturfonds 2014-2020 auf die Bundesländer:  

Quelle: VDV, https://www.vdv.de/broschuere-foerdermittel-fuer-den-oeffentlichen-verkehr--vdv-.pdfx, S. 16.  

3.1.2. Förderung durch den Bund 

Das Bundesministerium für Verkehr und Infrastruktur (BMVI) hat zur Elektrifizierung des Ver-
kehrs gleich mehrere Förderprogramme aufgelegt:  

• Förderrichtlinie Elektromobilität (BMVI) 

• Förderprogramm Elektro-Mobil (BMWi) / Erneuerbar Mobil (BMU) 

• Förderrichtlinie zur Anschaffung von Elektrobussen im ÖPNV (BMU) 

• Kleinserien-Richtlinie – Fördermodul 5: Schwerlastenfahrräder / Nationale Klimaschutzi-
nitiative (NKI) (BMU).12

12 https://www.bmvi.de/DE/Themen/Digitales/Sofortprogramm-Saubere-Luft/Ueberblick-Foederpro-
gramme/ueberblick-foederprogramme.html (abgerufen am 24.9.2018). 
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Danach könne auch für Schienenfahrzeuge Investitionszuschüsse gewährt werden, die mit einem 
Brennstoffzellenantrieb ausgestattet sind, und gegebenenfalls die für deren Betrieb notwendige 
Betankungs- und Wartungsinfrastruktur.13

Ferner hat das BMVI folgende Förderprogramme für den Verkehr 

• zur Digitalisierung kommunaler Verkehrssysteme, 

• zum Nachrüstung von Dieselbussen im ÖPNV,  

• zur Verbesserung von Logistikkonzepten und Bündelung von Verkehrsströmen, 

• zu Kommunalen Klimaschutz-Modellprojekten,  

• zu Umschlaganlagen des Kombinierten Verkehrs und  

• zur Förderung des Radverkehrs.14

Das BMVI fördert auch digitale, datenbasierte Innovationen und Ideen für die Mobilität 4.0.15

Der VDV hat im letzten Jahr einen Bericht über Fördermittel für den öffentlichen Verkehr vorge-
legt in der eine Reihe von Förderprojekten einzelner Städte vorgestellt wird.16 Darin findet sich 
eine Darstellung der nationalen Förderinstrumente, wie z. B. die o.g. Förderprogramme des Bun-
des für Elektromobilität im ÖPNV. So besteht eine BMVI-Förderrichtlinie zur Marktaktivierung 
von Brennstoffzellenfahrzeugen. 17

3.1.3. Förderung durch die Länder 

Hier sollen einige Beispiele für Länderfördermaßnahmen gegeben werden. Eine vollständige Dar-
stellung der Länderpolitiken ist nicht Teil des diesem Sachstand zugrunde liegenden Auftrags. 

Der Freistaat Bayern fördert Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen Personennahver-
kehrs (ÖPNV). Gefördert werden der Bau und Ausbau der Infrastruktur, die Beschaffung von 

13 https://www.now-gmbh.de/content/2-bundesfoerderung-wasserstoff-und-brennstoffzelle/1-foerderrichtli-
nien/foerderrichtlinie-fuer-massnahmen-der-marktaktivierung vom-18.oktober-2017.pdf (abgerufen am 
27.9.2018).  

14 https://www.bmvi.de/DE/Themen/Digitales/Sofortprogramm-Saubere-Luft/Ueberblick-Foederpro-
gramme/ueberblick-foederprogramme.html (abgerufen am 27.9.2018). 

15 https://www.bmvi.de/DE/Themen/Digitales/mFund/Foerderung/foerderung.html (abgerufen am 27.9.2018). 

16 https://www.vdv.de/foerdermittel-fuer-den-oeffentlichen-verkehr.pdfx?forced=true (abgerufen am 24.9.2018). 

17 https://www.now-gmbh.de/de/bundesfoerderung-wasserstoff-und-brennstoffzelle/foerderrichtlinien  (abgerufen 
am 24.9.2018). 
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Fahrzeugen sowie Zuweisungen für Zwecke des allgemeinen ÖPNV, im Einzelnen auch Ver-
kehrswege der Straßenbahnen, Hoch- und Untergrundbahnen, Bahnen besonderer Bauart und 
nicht bundeseigener Eisenbahnen.18

In Baden-Württemberg hat das Verkehrsministerium noch im letzten Jahr das Sonderprogramm 
zur Schienenfahrzeugförderung aufgestellt. Damit können insgesamt 92 Stadt- und Straßenbahn-
fahrzeuge, Zweisystemfahrzeuge und Eisenbahnfahrzeuge gefördert werden.19

Das Land Berlin legt nach Aussage der Verkehrssenatorin besonderes Augenmerk auf die Infra-
struktur der U-Bahn, die zu großen Teilen erneuert und instand gesetzt werden muss. Diesbezüg-
lich wurden Vereinbarungen vom Land Berlin im Verkehrsvertrag mit der BVG AöR getroffen.20

Das Land Hessen fördert die Nahmobilität durch Mittel für Investitions- und Planungskosten. Ge-
fördert werden Projekte für die Mobilität zu Fuß, mit dem Fahrrad (ggf. mit elektrischer Unter-
stützung) und weitere nicht motorisierte Verkehrsmittel bzw. Fortbewegungsmöglichkeiten auch 
in der Verknüpfung mit dem Bus- und Bahnverkehr.21

Auch Nordrhein-Westfalen fördert den öffentlichen Personennahverkehr und dabei insbesondere 
den Schienenpersonennahverkehr (SPNV). Die bisherigen Fördertatbestände wurden mit einem 
neuen Gesetz zu drei Pauschalen bzw. pauschalierten Zuwendungen zusammengefasst: Die 
ÖPNV-Pauschale fließt an die Kreise und kreisfreien Städte als Aufgabenträger sowie in die Fahr-
zeugförderung im kommunalen ÖPNV. Weitere Landesmittel stehen als Pauschale für den Aus-
bildungsverkehr zur Verfügung. Die SPNV-Pauschale umfasst die Mittel zur Finanzierung des 
SPNV-Leistungsangebotes sowie die Aufgabenträgerpauschale SPNV. Die pauschalierte Investiti-
onsförderung umfasst einen Teil der Zuwendungen für ÖPNV-Infrastrukturinvestitionen.22 Zu-
dem existieren Richtlinien zur Förderung der Nahmobilität in den Städten, Gemeinden und Krei-
sen. Danach sind Bau- und Ausbauvorhaben, grundhafte Erneuerung sowie weitere Vorhaben der 
Nahmobilität förderfähig, die geeignet sind, sicheren Rad- und Fußverkehr zu gewährleisten, so-
wie motorisierten Individualverkehr auf den Rad- und Fußverkehr zu verlagern.23

18 http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/Foerderrecherche/su-
che.html?get=075e382f5bad028de136a70797f1dd18;views;document&doc=10452 (abgerufen am 24.9.2018). 
Zum U-Bahnausbau in Nürnberg: http://www.nordbayern.de/region/nuernberg/fur-milliarden-betrag-csu-will-
nurnbergs-u-bahn-ausbauen-1.6961130?rssPage=bm9yZGJheWVybi5kZQ== (abgerufen am 25.9.2018). 

19 https://vm.baden-wuerttemberg.de/de/ministerium/presse/pressemitteilung/pid/land-unterstuetzt-die-beschaf-
fung-und-instandsetzung-von-schienenfahrzeugen/  (abgerufen am 275.9.2018). 

20 https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/planungen/ (abgerufen am 25.9.2018). 

21 https://wirtschaft.hessen.de/sites/default/files/media/hmwvl/leistungen_landesregierung_final_screen.pdf (ab-
gerufen am 26.9.2018). 

22 http://www.vm.nrw.de/verkehr/Oeffentlicher-Personennahverkehr/foerderung/index.php (abgerufen am 
26.9.2018). 

23 http://www.vm.nrw.de/verkehr/_pdf_container/FoeRiNah2014.pdf (abgerufen am 25.9.2018). 
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3.2. Die Förderdatenbank 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) unterhält eine so genannte Förderda-
tenbank, in der die Förderprogramme und Finanzhilfen des Bundes, der Länder und der Europäi-
schen Union dargestellt sind.24 So finden sich zu den einzelnen Förderprogrammen Angaben 
über Ziel und Gegenstand der Förderung, Antragsberechtigte, Voraussetzungen, Art und Höhe 
der Förderung, zum Antragsverfahren und zur Quelle. Die Datenbank hat das Ziel der Vollstän-
digkeit und Richtigkeit, das BMWi haftet jedoch nicht dafür.25

4. Übersicht über die Kosten pro Streckenkilometer U-Bahn/Bus/Straßenbahn 

Die Kosten pro Streckenkilometer U-Bahn/Bus/Straßenbahn variieren je nach Vorhaben, da un-
terschiedliche Faktoren auf das Bauprojekt Einfluss nehmen. Vor allem die Beschaffenheit des 
Baugrundes spielt eine Rolle. Belastbare Vergleiche der Kosten einzelner Verkehrsmittel im 
ÖPNV konnten nicht gefunden werden.  

Laut Presseberichterstattung soll ein Kilometer U-Bahn das zehnfache einer Straßenbahnstrecke 
gleicher Länge kosten.26 Ein Kilometer U-Bahn koste bis zu 300 Millionen. Demgegenüber sei ein 
Kilometer Straßenbahn aber auch schon für zehn Millionen Euro zu haben.27

Im Jahr 2008 galt die Kölner Nord-Süd-Stadtbahn als das teuerste U-Bahnprojekt Deutschlands. 
630 Millionen Euro sollte der vier Kilometer lange Neubau ursprünglich kosten, inzwischen ist 
die Summe auf 1,04 Milliarden Euro angewachsen.28 Den rechtlichen Rahmen der Finanzierung 
bildet das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz. 

24 http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/Foerderrecherche/su-
che.html?get=6dbfb491a3ce9404c25474caf3af142a;print;index&doc=13189&typ=KU (abgerufen am 21.9.2018). 

25 http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/Service/benutzerhinweise.html (abgerufen am 
24.9.2018). 

26 https://www.tagesspiegel.de/berlin/pro-und-contra-tram-ausbau-mehr-strassenbahnen-nein-mehr-
busse/12252080.html (abgerufen am 24.9.2018).  

27 https://www.berliner-zeitung.de/berlin/100-kilometer-strassenbahn-die-strassenbahn-erobert-den-westen-ber-
lins-1224020; https://www.berliner-zeitung.de/berlin/verkehr/ausbauplaene-berliner-u-bahn-netz-soll-wachsen-
--doch-das-geld-fehlt-30127142 (abgerufen am 24.9.2018). 

28 https://www.nord-sued-stadtbahn.de/projekt/gruende/hintergruende/index.html; siehe auch: 
https://www.nord-sued-stadtbahn.de/, https://www.nvr.de/projekte/nord-sued-stadtbahn-koeln/ (abgerufen am 
24.9.2018). 
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Das 2,2 Kilometer lange Berliner U-Bahnteilstück zwischen Brandenburger Tor und Alexander-
platz soll letztlich sogar 433 Millionen Euro kosten.29 Der Bau der 1,8 Kilometer langen Teilstre-
cke zwischen Hauptbahnhof und Brandenburger Tor hatte bereits rund 320 Millionen Euro ge-
kostet.30

*** 

29 https://www.morgenpost.de/berlin/article103949899/2-2-Kilometer-U-Bahn-fuer-433-Millionen-Euro.html (ab-
gerufen am 24.9.2018). 

30 https://www.morgenpost.de/berlin/article103949899/2-2-Kilometer-U-Bahn-fuer-433-Millionen-Euro.html (ab-
gerufen am 24.9.2018). 


